
 

 

Rahmenvereinbarung 

zwischen den Freien Trägern der Suchthilfe 
und der 

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration 
über Qualitätsstandards 

in der ambulanten Suchtarbeit in Hamburg 

PRÄAMBEL  

Ziel der Vereinbarung von Qualitätsstandards ist, ausgehend von den Zielsetzungen und 
Konzepten der Einrichtungen, eine adressatenbezogene sowie bedarfsgerechte, fachlich 
qualifizierte und effektive Versorgung auf hohem Leistungsniveau zu gewährleisten. Sie ist 
für die fachlich zuständige Behörde die Grundlage bei der Auswahl von Trägern für Maß-
nahmen im ambulanten Suchthilfebereich nach § 46 LHO. Die besonderen Anforderungen, 
die sich dabei (z.B. insbesondere durch die Strafbarkeit von Betäubungsmittelerwerb und -
besitz) für die Arbeit im Bereich illegaler Drogen ergeben, sind entsprechend zu berücksich-
tigen. 
Dabei richtet sich diese Rahmenvereinbarung an den Grundsätzen der Trägerautonomie, der 
fachlichen Vielfalt sowie der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit aus. Das wirtschaftliche 
Verhalten der Freien Träger ist in Hinblick auf die vereinbarten Ziele, Aufgabenstellungen 
und die fachliche Flexibilität der Einrichtungen sicherzustellen. Notwendig sind hierfür ein 
selbst bestimmter Gestaltungsspielraum der Freien Träger sowie größtmögliche wirtschaftli-
che Eigenverantwortung. z.B. durch zweijährige Zuwendungsbescheide und -verträge. 

Suchterkrankungen sind Ausdruck und Verursacher von verschiedensten persönlichen und 
sozialen Problemlagen. Zu ihrer Überwindung bedarf es oftmals differenzierter Hilfen, die die 
Zuständigkeiten verschiedener Kostenträger und Hilfesysteme berühren und erfordern. Aus 
diesen Gründen ist die Suchtkrankenhilfe zur wirksamen Hilfeleistung auf die Kooperation 
mit anderen Institutionen angewiesen, die auf Grundlage unterschiedlicher gesetzlicher 
Rahmenbedingungen tätig sind. Dies betrifft insbesondere Einrichtungen des allgemeinen 
Gesundheitswesens, der Psychiatrie, der Jugendhilfe, der Wohnungslosenhilfe, der Justiz 
und den Bereich der Arbeitsförderung. Die Gestaltung des Schnittstellenmanagement hat 
daher hohe fachliche Bedeutung, um effizient und zielgerichtet Hilfen für suchtkranke und 
gefährdete Menschen in Hamburg anzubieten. 

Die Einrichtungen werden, vorbehaltlich der Zustimmung der Hilfesuchenden und dem Vor-
liegen der fachlichen Indikation, langfristig nachhaltende und vertrauensvolle einzelfallbezo-
gene Begleitungen vornehmen. Dabei sind die datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu 
berücksichtigen. Die fachlich zuständige Behörde schafft Voraussetzungen für den träger-
übergreifenden Austausch. 

Vor diesem Hintergrund werden die nachfolgenden Qualitätsstandards vereinbart. Dabei sind 
sich die Unterzeichnenden einig, dass die im Folgenden beschriebenen Leistungen in der 
Regel nur in dem Umfang erbracht werden können, wie sie gegenfinanziert sind. 
Ebenso besteht Einvernehmen, dass Qualitätssicherungsprozesse Planungssicherheit auf 
Trägerseite voraussetzen.  

  



 

2 
 

 

1. Definition des Gesamtleistungsspektrums 

Im Rahmen einer bedarfsgerechten Versorgungsstruktur werden die umfassende Aufgaben-
stellung und Zielsetzung der Einrichtung, d.h. ihre gesamte Leistungspalette auf der Grund-
lage wissenschaftlicher Erkenntnisse und praktischer Erfahrungen nachvollziehbar und 
prägnant beschrieben. Die Konzeption wird alle fünf Jahre aktualisiert und der fachlich zu-
ständigen Behörde vorgelegt. 

2. Leistungsbeschreibung  

Die Detailzielsetzungen, einzelne Aufgabenbereiche und Leistungsangebote werden in fach-
lich angemessener Form beschrieben. Soweit das Leistungsangebot unter dem Gesichts-
punkt der optimalen Zielerreichung dies zweckmäßig erscheinen lässt, bemüht sich die Ein-
richtung bei vorrangigen Leistungsträgern um entsprechende Finanzierung.  

3. Funktionale Team- und Verantwortungsstruktur  

Unter den Gesichtspunkten der Fachlichkeit, der optimalen Zielerreichung und der Wirt-
schaftlichkeit werden die Teamstruktur sowie die jeweiligen Aufgaben und das entsprechen-
de Qualifikationsprofil (einschließlich nötiger Zusatzqualifikationen) organisiert. Die Qualifika-
tion des Fachpersonals entspricht den konzeptionellen Aufgabenstellungen. Der Umfang  
des einzusetzenden Personals orientiert sich an den zur Verfügung stehenden Ressourcen. 
Die Aufgaben- bzw. Organisationsgliederung wird in transparenter Form beschrieben. 

4. Vernetzung und regionale Ausrichtung 

Freie Träger und die fachlich zuständige Behörde wirken zusammen, um die aufgabenspezi-
fischen Kooperationen mit angrenzenden gesundheitsbezogenen und sozialen Hilfesyste-
men zu optimieren. Die Einrichtungen vernetzen sich aufgabenspezifisch und/oder regional 
mit anderen gesundheitsbezogenen und sozialen Diensten, Projekten und Selbsthilfeinitiati-
ven in effektiver Weise. Sie unterstützen Selbsthilfeinitiativen Suchtkranker und ihrer Ange-
hörigen und aktivieren damit das Selbsthilfepotential der Hilfesuchenden. Die Einrichtungen 
kooperieren fallbezogen mit angrenzenden Bereichen und treffen hierzu verbindliche Ab-
sprachen. 

5. Arbeitsbedingungen und Praxisreflexion  

Zur Qualität in der ambulanten Sucht- und Drogenarbeit gehören stabile Arbeitsbedingungen 
für die Beschäftigten. 
Qualitätsmanagement, Fortbildungen und Schulungen, Weiterqualifikationsangebote, Su-
pervision, Teambesprechungen sowie die Teilnahme an Tagungen und Gremien werden 
dabei von den Trägern unter dem Gesichtspunkt der Zielerreichung und der Wirtschaftlich-
keit der Einrichtung sichergestellt und dokumentiert.  
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6. Ethischer Grundsatz 

Die professionelle, sach- und fachgerechte Beratung und Betreuung der Hilfesuchenden hat 
grundsätzlich Vorrang. Dieses schließt insbesondere sexuelle Beziehungen zwischen Mitar-
beitenden der Einrichtungen und den Hilfesuchenden aus. Die Träger orientieren sich bei  
der Umsetzung dieses Grundsatzes an den „Ethischen Prinzipien in der professionellen 
Suchtkrankenhilfe“ (DHS 1999). 

7. Ausstattung 

Es wird eine angemessene zweckdienliche und funktionale technische, sächliche und räum-
liche Ausstattung vorgehalten.  

8. Bedarfsgerechte Hilfen 

Bedarfsklärung und Hilfeplanung  

Um bedarfsgerechte Hilfen im Hinblick auf die einzelne Person leisten zu können, werden 
Anamnese, Diagnostik und Hilfeplanung systematisch und standardisiert durchgeführt. Da-
bei werden unter dem Gesichtspunkt effektiver Ressourcennutzung die verlaufsbezogenen 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten des Einzelfalls berücksichtigt. 

Suchtmittelübergreifende Arbeit 

Die Einrichtungen arbeiten in der Regel suchtmittelübergreifend, wobei bedarfsgerechte 
Schwerpunktbildungen und einzelne spezialisierte Einrichtungen sinnvoll sind. Die suchtmit-
telübergreifende Arbeit entspricht den weit verbreiteten Konsummustern der Hilfesuchenden 
und trägt dazu bei, dass die Einrichtungen sich flexibel auf veränderte Bedarfe einstellen 
können. Auch nicht stoffgebundene Suchterkrankungen werden hierbei angemessen be-
rücksichtigt. 

Psychosoziale Betreuung 

Einrichtungen, die Psychosoziale Betreuung für substituierte Opiatabhängige (PSB) erbrin-
gen, müssen sich an der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) zu Un-
tersuchungs- und Behandlungsmethoden der vertragsärztlichen Versorgung (Richtlinie Me-
thoden vertragsärztliche Versorgung) sowie an der Richtlinie der Bundesärztekammer (BÄK) 
zur Durchführung zur substitutionsgestützten Behandlung Opiatabhängiger orientieren. 

Auf dieser Grundlage sind die Einrichtungen bereit, aktiv die Kooperationen mit den substitu-
ierenden Ärztinnen und Ärzten zu pflegen. 

Zielgruppenorientierung 

Ein wichtiges Ziel der Dienstleistungen der Einrichtungen ist ein am Bedarf und der Lebens-
situation der Hilfesuchenden orientierter Zugang zu den Einrichtungen sowie die Einbezie-
hung der Betroffenen in die Bewertung der Angebote. Dazu sollen u.a. die Einhaltung der 
fachlichen und personenbezogenen Qualitätsstandards sowie eine zielgruppenspezifische 
Ausrichtung der Arbeit beitragen.  
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Diese zielgruppenspezifische Ausrichtung der ambulanten Sucht- und Drogenhilfe umfasst 
u.a.:  

Bedarfsgerechte Öffnungszeiten 

Öffnungszeiten orientieren sich an den Besuchenden, die die Angebote der Einrichtung in 
Anspruch nehmen wollen. Sie werden deshalb auf eine optimale Zielerreichung ausgerichtet. 
Entsprechend der regionalen Bedarfe werden sie mit anderen relevanten sozialen Einrich-
tungen abgestimmt. 

Inklusion 

Die Freien Träger der Hamburger Suchthilfe und die fachlich zuständige Behörde stellen ihre 
Arbeit in den Kontext inklusiver Integration aller Menschen. Sie setzen sich für die Umset-
zung der UN Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen aktiv ein, för-
dern Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und 
zielen darauf ab, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihn entgegenzuwirken. 
Der inklusive und ganzheitliche Integrationsansatz richtet sich auf Teilhabe und Barrierefrei-
heit bezogen auf physische, mentale und psychische Behinderungen - aber auch auf 
sozioökonomische, kulturelle, psychosoziale und herkunftsabhängige Handicaps. 
Alle Maßnahmen der Freien Träger sind deshalb darauf ausgerichtet, fachliche Hilfen für 
suchtgefährdete und suchtkranke Menschen zugänglich und barrierefrei zu gestalten. 
Selbstkräfte zu stärken und die Teilhabe am sozialen Leben zu unterstützen. 

Diversity 

Diversity beschreibt die Vielfalt an menschlichen Gemeinsamkeiten und Unterschieden be-
zogen auf Geschlecht, Nationalität, ethnische Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter, sexuelle Orientierung und Identität. Im Hamburger Sucht- und Drogenhilfe-
system werden geeignete Angebote vorgehalten, die diese Vielfalt in angemessener Weise 
berücksichtigen. Dabei geht es um die Anerkennung, Wertschätzung und Einbeziehung von 
Vielfalt und Einzigartigkeit eines jeden Menschen in allen Phasen der Beratung und Betreu-
ung von der Kontaktaufnahme über die Diagnostik und Hilfeplanung bis hin zur Weiterver-
mittlung. Ziel ist es somit, den Zugang aller Menschen gleichermaßen zu gewährleisten und 
die Hilfen in einem respektvollen und wertschätzenden Umgang miteinander zu gestalten. 

Im Zusammenhang mit einer Abhängigkeitserkrankung zeigen sich von der Forschung be-
legte geschlechterbezogene Unterschiede im Umgang mit psychoaktiven Substanzen. Das 
betrifft die psychosozialen und gesundheitlichen Risiken, die Einstiegswege, Verläufe und 
Ausstiegswege. 
Besonders die durch Rollenerwartungen, Geschlechterstereotype und die geschlechtliche 
Identität geprägten Erfahrungen und Lebenssituationen beeinflussen den Konsum psycho-
aktiver Substanzen und die Entstehung von Abhängigkeitserkrankungen. 
Transgeschlechtliche Menschen gehören dabei zu einer gesellschaftlichen Minderheit mit 
besonderen Stressfaktoren. 
Die Grundlagen der auf Diversity bezogenen Arbeit sind das Zusammenwirken und die Ver-
flochtenheit verschiedenster Diskriminierungsmerkmale gleichzeitig (Intersektionalität). 
Es geht darum, verschiedene Differenzmerkmale (z. B. Alter, Geschlecht, ethnische 
Herkunft) in Verbindung zu bringen und den Blickwinkel auszuweiten. 
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Diversity wird auch im Rahmen von Diversity Management, im Sinne von Beachtung und 
Förderung der Vielfalt bei den Mitarbeitenden, umgesetzt. 

Elternschaft und Kindeswohl 

Insbesondere Hilfesuchende, die Eltern oder werdende Eltern sind, werden durch die ambu-
lante Suchtkrankenhilfe dabei unterstützt, ihre Anforderungen als Eltern wahrzunehmen. 
Sollte ein Verdacht auf Kindeswohlgefährdung vorliegen, so handelt die ambulante Suchthil-
fe zum Schutz der Kinder insbesondere gemäß § 8a SGB VIII. Hierbei wird die vom Fachrat 
Drogen und Sucht am 02.04.2007 verabschiedete Empfehlung zur Beurteilung und zum 
Umgang mit Kindeswohlgefährdung genutzt. Darüber hinaus arbeiten die Suchtberatungs-
stellen auf der Grundlage der Rahmenvereinbarung zur Kooperation „Suchtgefährdete und 
suchtkranke schwangere Frauen und Familien mit Kindern bis zu einem Jahr“ vom 
13.02.2008 und der „Vereinbarung zwischen Trägern der Suchthilfe und dem Allgemeinen 
Sozialen Dienst Hamburg“ vom 17.11.2009. 

9. Dokumentation und Evaluation 

Das Gesamtgeschehen der fachlichen Arbeit mit den und für die Betroffenen, einschließlich 
Hilfeplanung, -verlauf und Ergebnis, wird in transparenter, fachlich angemessener und ver-
gleichbarer Weise dokumentiert. Die Einrichtungen nehmen hierzu an der vereinbarten Ba-
sisdatendokumentation (BADO) sowie der Leistungsdokumentation (LEIDO) teil. Die Doku-
mentation ist ein Instrument zur fachlichen Weiterentwicklung der Hilfen. Der für die Doku-
mentation entstehende Aufwand muss in einem angemessenen Verhältnis zu der Arbeit mit 
den Klientinnen und Klienten stehen. Die Anonymität der Hilfesuchenden wird gewährleistet. 
An der Interpretation der erhobenen Daten werden im Interesse der Verstärkung von Partizi-
pation die Träger aktiv beteiligt.  

Die bestehenden Dokumentationssysteme werden gemeinsam mit dem Ziel weiterentwi-
ckelt, künftig nicht nur die erbrachten Leistungen zu messen und die Entwicklungen der Kli-
entinnen und Klienten zu verfolgen, sondern darüber hinaus die Wirksamkeit von Suchthil-
femaßnahmen besser erfassen zu können. 

Die Einrichtungen lassen ihre Arbeit in angemessener Form auf der Grundlage gemeinsam 
erarbeiteter und abgestimmter Fragestellungen und unter Berücksichtigung zur Verfügung 
stehender Kapazitäten, in Hinblick auf ihre Zielerreichung in regelmäßigen Abständen intern 
bzw. extern evaluieren. Die Besonderheit der jeweiligen Aufgabenstellung der Einrichtungen 
wird dabei berücksichtigt.  

10. Steuerung 

Der Fachrat ist das Abstimmungsgremium zwischen den Freien Trägern und der fachlich 
zuständigen Behörde zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitätsstandards sowie  
zur Beratung der fachlich zuständigen Behörde in Grundsatzfragen der Fortentwicklung der 
Suchthilfe. Er nimmt Einfluss auf die einrichtungsübergreifende fachliche Steuerung im Sin-
ne einer innovativen Suchtarbeit und erörtert die strukturellen Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen für die ambulante Suchtkrankenhilfe in Hamburg. Die einrichtungsinterne 
Qualitätssicherung liegt in der Verantwortung der Träger. 
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Der Fachrat setzt sich zusammen aus jeweils einer Vertretung auf Leitungsebene je unter-
zeichnendem Träger sowie der geschäftsführenden Person der Hamburgischen Landesstel-
le für Suchtfragen. Sofern ein freier Träger den Sitz im Fachrat nicht selbst wahrnehmen will 
oder kann, kann er sich durch einen anderen Träger, der die Rahmenvereinbarung unter-
zeichnet hat, vertreten lassen. Anlassbezogen können weitere Personen (z.B. aus Wissen-
schaft und Forschung sowie aus angrenzenden Bereichen der Suchtkrankenhilfe und ande-
ren Versorgungssystemen) hinzugezogen werden. Der Fachrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Er wird von der Abteilungsleitung oder der Stellvertretung der für Suchtfragen zustän-
digen Abteilung der Fachbehörde regelmäßig eingeladen. 

11. Laufzeit 

Die Geltung dieser Vereinbarung ist auf den 31.12.2027 befristet. Die Geltungsdauer ver-
längert sich um drei Jahre, wenn sie nicht spätestens 6 Monate vor Ablauf gekündigt wird. 
Änderungen sind ohne Kündigung einvernehmlich jeweils zum 30.06. eines Jahres mit Wir-
kung für das Folgejahr möglich. 

Hamburg, 11. Dezember 2023 

Unterzeichnende  

Für die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration 

 

Für die Träger der ambulanten Suchthilfe in Hamburg 
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